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  Vorwort zur 2. Auflage




  Rege Nachfrage nach der Studie ermöglicht schon nach zwei Monaten das Erscheinen einer neuen Auflage. Sie wurde durchgesehen und mit dankenswerterweise eingegangenen Zeitzeugendaten ergänzt.




  Es sei auch darauf hingewiesen, dass es sich auf dem Einband nicht um die Staatsflagge der SU, sondern um die Fahne der Roten Armee handelt.




  Einleitung




  Der Titel dieser Abhandlung ist Norman M. Naimarks opulentem Werk »Die Russen in Deutschland« 1  entlehnt, was anmaßend erscheinen mag, sind die zeitlichen und räumlichen Dimensionen meiner Untersuchung doch drastisch kleiner. Zuerst fällt die Beschränkung auf eine thüringische Kleinstadt und den gleichnamigen Landkreis ins Auge, die nur einen Ausschnitt aus dem Komplex »die Russen in der SBZ« liefern kann. Dazu kommt die weitere Beschränkung auf »das erste Jahr der Besetzung«, sodass es sich mehr um einen Zustandsbericht als um ein Aufzeigen geschichtlicher Entwicklungen handelt. 




  Wie Naimarks Werk ist aber auch mein Text eine Erstaufarbeitung der einschlägigen Quellen. Hat Naimark in erster Linie russische Quellen aus Moskauer Archiven bearbeitet, so fußt diese Abhandlung (mit wenigen Ausnahmen) auf den in den Rudolstädter Archiven zugänglichen Quellen, in erster Linie denen des Stadtarchivs (StA) und des Thüringischen Staatsarchivs Rudolstadt (ThStARud.); ich habe also nur begrenztes Material aufgearbeitet. 2  




  Eine kritische Betrachtung der russischen Besatzungszeit war zu DDR-Zeiten aus ideologischen Gründen nicht möglich. Wirklich brauchbare Vorarbeiten liegen also nicht vor. Eine Auseinandersetzung mit den SED-geprägten Darstellungen geschieht an dieser Stelle nicht. Ich folge stattdessen eng den zeitgenössischen Quellen, die ein überraschend ungeschminktes Bild der damaligen Verhältnisse zeichnen, das sich von der verordneten DDR-Meinung diametral unterscheidet. Insofern betrete ich – wie Naimark – Neuland. Dazu gehört auch der weitgehende Verzicht auf Erinnerungsberichte, die ich für weniger zuverlässig halte als Originalquellen. Zeitzeugenaussagen (ZZ) werden nur dann herangezogen, wenn die schriftlichen Quellen offensichtliche Lücken aufweisen.




  Ob zu unserem Thema russische Quellen – z. B. in Moskau – in größerem Umfang vorliegen, konnte ich nicht überprüfen. Die Besatzungsherrschaft beruhte auf der unteren Ebene häufig auf mündlichen Befehlen (vgl. SBZ-Handbuch S.41), die ihren Niederschlag in Protokollen der deutschen Verwaltung gefunden haben. Da die Sowjetische Militäradministration (SMA) 3  eine punktgenaue Umsetzung ihrer Anweisungen verlangte, spiegelt sich in den deutschen Quellen der Wille der Besatzungsmacht sehr deutlich wider. Freilich blieben Motive und Hintergründe der Besatzungspolitik den deutschen Stellen auf der kommunalen Ebene damals weithin verborgen; insofern fanden sie auch keinen quellenmäßigen Niederschlag. Ihre Aufhellung kann daher nicht das Anliegen dieser Arbeit sein.  




  Auf der Faktenebene hingegen überrascht die Fülle des Quellenmaterials, sodass die Hoffnung besteht, zwar kein vollständiges, aber doch hinreichend zutreffendes Bild der russischen Besatzungsherrschaft in Rudolstadt zeichnen zu können, das in seinen Grundzügen auf das Gesamtgebiet der SBZ zu verallgemeinern sein wird. Darin mag eine gewisse überregionale Bedeutung dieser Studie liegen. Angesichts der Tatsache, dass die Besatzungsherrschaft in alle Bereiche des öffentlichen Lebens wirkte, ließe sich unter dem gewählten Thema freilich auch eine lokale Gesamtgeschichte der Jahre 1945/46 schreiben, also unter Einbeziehung z. B. des städtischen Verwaltungshandelns, des Entstehens und Agierens der vier Parteien, der sozialen Verhältnisse, der Versorgungs- und Wohnungslage, der Bildung von »Massenorganisationen« usf. Es soll aber hier auf das »primäre« Handeln der Besatzungsmacht abgestellt werden. Ein Grenzfall sind die Komplexe Landwirtschaft und Bodenreform. Einige Beispiele des Hineinregierens in Landwirtschaftsfragen werden genannt, die Bodenreform bleibt dagegen ausgeklammert. Sie geht zwar eindeutig auf Druck der Besatzungsmacht zurück, ihre Durchführung lag aber weithin in der Hand der deutschen Kommunisten. Darum gehört sie eher in eine Geschichte der KPD bzw. der Landwirtschaft.




  I. »Die Russen kommen« – Kommen sie wirklich?




   Als sich die Alliierten über die Modalitäten der Aufteilung Berlins in Sektoren endgültig geeinigt hatten, konnten die längst gefassten Beschlüsse über die Besatzungszonen 4  realisiert werden. Bis dahin hatte Rudolstadt ab dem 13. April 1945 11 ½ Wochen amerikanische Besetzung hinter sich, von denen 4 auf die Zeit bis zur deutschen Kapitulation, 7 ½ auf die Zeit des Waffenstillstandes entfielen. Kamen die Amerikaner also am 12./13. April als kämpfende Truppe, die in Rudolstadt sogar noch einen gewissen Widerstand der Wehrmacht, des Volkssturms und der darin enthaltenen Hitlerjugend brechen musste, zog die Rote Armee am 3. Juli kampflos als reine Besatzungstruppe ein (wie überall in den von den Westalliierten geräumten Gebieten). 




   




  1. Kurzer Rückblick: Die Zeit der amerikanischen Besetzung




  Die kurze Periode amerikanischer Besetzung vom 13. April 1945 bis zum 2. Juli 1945 bildete für die Bevölkerung den Erfahrungshintergrund der folgenden jahrelangen russischen Besatzungsherrschaft. Die wichtigsten Merkmale der »Amerikanerzeit« waren folgende (vgl. Wilde, Amerikaner): 




  




  

    	Sofortige Einsetzung eines Bürgermeisters und die Sorge um eine möglichst bruchlos weiterarbeitende Kommunalverwaltung. Besonderes Augenmerk richtete die amerikanische Standortverwaltung dabei auf eine einsatzfähige deutsche Polizei, um dem Plünder-erunwesen Einhalt zu gebieten. Bürgermeister, Verwaltung und Polizei waren anfangs reine Befehlsempfänger. Die amerikanische Besatzungsherrschaft war eine Art »mittelbarer Militärdiktatur«, deren oberstes Ziel darin bestand, Sicherheit und Ordnung herzustellen. Dabei ist die Rückkoppelung vieler örtlicher Befehle an zentrale Weisungen der Amerikanischen Militärregierung Deutschland (AMR) offenkundig, z. B. an die Proklamation Nr.1 General Eisenhowers (Amtsblatt AMR). Insofern handelten die Amerikaner zwar diktatorisch, aber nicht willkürlich.


    






    	Verbot jeglicher politischen Aktivität und Versammlungsverbot; Ermahnung kommunistischer und sozialdemokratischer Kräfte, das Verbot zu respektieren.5  Erlaubt waren nur gottesdienstliche Veranstaltungen. 


    






    	Fraternisierungsverbot, was Kontaktsperre zwischen Soldaten und Zivilbevölkerung bedeutete; sie wurde allerdings nicht streng gehandhabt.


    






    	Androhung drakonischer Strafen für den Fall von Werwolfaktivitäten. 6 


    






    	Führende Nationalsozialisten wurden, soweit sie sich nicht »abgesetzt« hatten, verhaftet, interniert und beim Abzug mitgenommen.


    






    	Die sogleich und ohne besondere Prüfung eingesetzten Verwaltungschefs (Bürgermeister und Landrat) wurden noch zur Amerikanerzeit gegen ausgewiesene Demokraten ausgetauscht.


    






    	Im Laufe der Besatzungswochen erweitern sich die Befugnisse der deutschen Verwaltung. Die Amerikaner haben zwar mit Befehlen nicht gespart (gegen 80 sind nachweisbar), sie haben aber nicht »durchregiert«. So kam es, dass Ablieferungs- und Meldepflichten nicht strikt befolgt wurden.


    






    	Insgesamt blieben die »amerikanischen Wochen« bei der Bevölkerung in positiver Erinnerung. Ihre negative Bewertung in der späteren SED-Literatur ist Ausdruck des Kalten Krieges. Die zur Unterbringung der Offiziere requirierten Wohnungen wurden beim Abzug im Großen und Ganzen in ordnungsgemäßem Zustand an ihre Bewohner zurückgegeben. Diebstähle und Übergriffe gegen die Zivilbevölkerung beschränkten sich auf Einzelfälle.




  




   




  Die zwischen den Alliierten längst gefassten Beschlüsse zur Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen und die Absicht, Thüringen der sowjetischen zuzuordnen, waren in der Bevölkerung teils nicht bekannt, teils gab man sich der Hoffnung hin, sie würden nicht realisiert. Wiewohl das Besatzungsorgan der Amerikaner, die »Hessische Post«, die auch in Rudolstadt kursierte, in ihrer Ausgabe Nr.7 v. 9. Juni 1945 den Abzug angekündigt hatte, traten die Amerikaner vor Ort den »Gerüchten« über ihren Abzug mit Strafandrohungen entgegen – angeblich sogar mit Lautsprecherwagen (vgl. Quellen Th. Bd.9 S.94f). Der Grund für diese widersprüchliche Haltung könnte die Befürchtung einer Massenflucht in den Westen gewesen sein (vgl. Müller, US-Infanterie S.107), belegen lässt sich das mit hiesigen Quellen allerdings nicht. Sicher ist, dass den Amerikanern an einem »Mitgehen« vieler Menschen in ihre Besatzungszone nicht gelegen sein konnte, so sehr sie interessiert waren, deutsche Spezialisten mitzunehmen, z. B. aus dem Siemens-Reiniger Röhrenwerk. Unbestreitbar ist auch die Tatsache, dass in der Bevölkerung die Angst vor den Russen umging, deren Ursachen einer eigenen Untersuchung bedürften. Die »Gräuelpropaganda« der Nationalsozialisten über das Verhalten der Roten Armee gegenüber der deutschen Zivilbevölkerung hatte diese Angst sicher geschürt. Die Angst vor Rache für die in Russland begangenen Verbrechen durch die NS-Organisationen und die Wehrmacht kann dagegen kaum die Ursache gewesen sein, denn diese Verbrechen wurden offiziell verschwiegen und waren nur bruchstückhaft bekannt.




  Am leichtesten fiel die erneute Flucht den Ostflüchtlingen, sie hatten außer ihrem Leben nichts mehr zu verlieren (ZZ). Hingegen nutzten die Westevakuierten 7  den Abzug der Amerikaner nicht zu einem »Exodus in die Ruinen«; ihre Rückführung blieb eine Aufgabe der folgenden Monate. Quantifizieren lassen sich die Wegzüge im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Besatzungswechsel nicht; nur wenige Einzelfälle sind belegt. 8  Weil für die späteren Verhaftungswellen von Belang, muss noch erwähnt werden, dass nicht nur berufliche Spezialisten – teils freiwillig, teils unter gelindem Zwang – mit den Amerikanern abgezogen waren, sondern dass die US-Streitkräfte alle von ihnen in Haft genommenen Nazigrößen abtransportierten, um sie im Westen in Lagern zu internieren. Auch die in den Rudolstädter Lazaretten liegenden deutschen Soldaten nahmen sie als Kriegsgefangene mit. 




  Die Fluchtbewegung zeigt, dass Angst vor den Russen keineswegs nur bei Nazis herrschte. Die weiteren Ereignisse belegen, dass eine solche Angst nicht unbegründet war.




   




  2. Der Einmarsch der Roten Armee




  Der Einzug der russischen Besatzungstruppen erfolgte am 3. Juli. Eine kleine Gruppe offenbar gut informierter Rudolstädter Kommunisten war den einrückenden Verbänden entgegengezogen: »Genosse Otto Roth begrüßte als Vertreter der Antifaschisten Rudolstadts die heldenmütigen Soldaten und Offiziere des sowjetischen ´Gardeartillerieregiments Berlinski´ am östlichen Stadteingang«. (ThStARud. VPKA Nr.15). Ein Rudolstädter Arzt berichtet in seinen Aufzeichnungen (Erbse, Kriegsende), dass Kommunisten die Bürger zum Hissen von roten Fahnen aufgefordert hatten. Über der Jenaischen Straße waren Girlanden angebracht mit einem Transparent »Herzlich willkommen«. 9  




  Eine solche Begrüßung war damals kein Einzelfall. In Gera hatte der von den Amerikanern eingesetzte bürgerliche Oberbürgermeister Dr. Paul die Bevölkerung sogar zu einem großen Empfang mobilisiert. 10  In Saalfeld hingegen erging es dem kommunistischen Empfangskomitee übel (Grille, Sternenbanner S.44f und Kreutzer, Aufzeichnungen). Zur Reaktion der sowjetischen Truppen in Rudolstadt schweigen die Quellen. Die spätere SED-Berichterstattung nennt die Haltung der Bevölkerung »abwartend« (Wörfel, Brüder S.37), was als euphemistische Umschreibung der verbreiteten Angst gelten kann. Verwundert zeigte sich die Bevölkerung allenfalls, dass das heldenmütige Garderegiment mit Pferden und Panjewagen von Rudolstadt Besitz ergriff (Bommhardt, Heidecksburg S.196). Festzuhalten bleibt, dass eine kleine Minderheit erwartungsvolle Hoffnungen an den Besatzungswechsel knüpfte, der später zur »Befreiung vom Faschismus« stilisiert wurde. Befreit aber hatten die Amerikaner. 




  Was die Stärke der russischen Besatzungstruppen betrifft, ging die Stadtverwaltung von 5000 bis 6000 Mann aus. Angesichts des vielfach belegten häufigen Truppenwechsels dürfte die Personenzahl aber weit höher gelegen haben (StA III/428 v. 10.10.1945).




   




  II. Die Etablierung der Besatzungsherrschaft




  1. Auftakt




  Bereits einen Tag nach Einzug der Truppen am 4. Juli suchte der Kreiskommandant Oberstleutnant Lebedew den von den Amerikanern eingesetzten Bürgermeister Rudolf Zinkel auf. Dass dieser nicht, wie es den Herrschaftsverhältnissen eher entsprochen hätte, in die Kommandantur zitiert wurde, mag damit zu erklären sein, dass diese noch nicht vollständig eingerichtet war, und vielleicht auch mit der verständlichen Neugier eines sowjetischen Militärs, wie es denn in einem deutschen Rathaus aussehen mochte. Über diese erste »Besprechung« ist eine Niederschrift erhalten, die das Ergebnis in 17 Punkten festhält (StA III/423-8). Beginnen wir mit dem harmlos-erfreulichen Punkt 4, der die Dienstzeit der Stadtverwaltung auf 45 Wochenstunden festlegt. Bereits ab 2. Mai hatte der am 18. Mai wieder abgesetzte Bürgermeister Dr. Beyer die in der letzten Kriegsphase auf 50 bis 60 Wochenstunden angehobene Wochenarbeitszeit wieder auf 48 Stunden abgesenkt.




  Eine geringfügige Lockerung brachte auch die Festsetzung der Ausgangssperre auf die Zeit von 23 bis 5 Uhr (Nr.11). Sie war von den Amerikanern anfangs auf 20 bis 7 Uhr festgelegt worden (StAIII/425-6 Bl.6) und ab Juni auf 22 bis 5 Uhr verringert worden (Nachr.Bl.Nr.5 v. 2.6.1945). Diese Ausgangssperre gilt auch noch Ende 1945 (Tribüne v. 7.11.1945). Ausgesetzt wurde sie während der Weihnachtsfeiertage 1945 (ThVZ v. 18.12.1945). Dabei war die Einführung der »russischen Zeit« zu beachten. Ab 5. Juli mussten die Uhren um eine Stunde vorgestellt werden (Nr.10 der Niederschrift), womit die »Sommerzeit« eingeführt war. Erleichternd wirkte auch die Aufhebung des Verdunklungsgebots (Punkt 15), das die Amerikaner beibehalten hatten (vgl. StA III/427-6), wobei zu berücksichtigen ist, dass diese sich bis zum 8. Mai mit Deutschland im Kriegszustand befunden hatten.




  Weitere Punkte betrafen den Einzelhandel. SMA verlangte »sofort« die Vorlage einer Liste der Geschäfte, nach Branchen gegliedert (Punkt 1), ein Vorgeschmack auf die rigiden Terminsetzungen der nächsten Zeit, die ein Kennzeichen der sowjetischen Besatzungsherrschaft werden sollten, aber auch ein Indiz dafür, dass SMA entschlossen war, sich tief in Wirtschaftsfragen einzumischen.




  Dazu wird die Schließung sämtlicher Ladentüren angeordnet: »Die Bevölkerung hat sich zur Befriedigung ihrer Lebensbedürfnisse durch Hintertüren in die Geschäfte zu begeben« (Punkt 7), eine Bestimmung, die vermutlich nicht lange aufrechterhalten wurde. Sie erinnert an den amerikanischen Befehl vom 20. April, dass an »den Einzelhandelsgeschäften … nicht mehr als 10 Personen in Einzelreihe stehen« dürfen (StA III/752-8).




  Rotarmisten durften nur unter Vorlage einer Bescheinigung des Kommandanten einkaufen und hatten auch ordnungsgemäß zu bezahlen (Punkt 8).




  Gegen diese richtete sich auch das Verbot des Verkaufs von Alkoholika (Punkt 9). Noch konnte man deutscherseits nicht ahnen, dass Soldaten häufig unter Androhung von Waffengewalt eine Verletzung dieses Verbots erzwingen würden.




  Das wilde Requirieren von Wohnraum durch Rotarmisten wird in Punkt 2 untersagt. Wohnungsbezug (und damit die Exmittierung der deutschen Bewohner) ist nur mit einem Quartierschein des Kommandanten erlaubt. Die sofort einsetzende »legale« Beschlagnahme von Häusern wird uns in einem eigenen Abschnitt beschäftigen (IV 1 a).




  Auffällig ist die Anordnung, dass die städtische Lautsprecheranlage »ab sofort betriebsfertig zu machen ist« (Punkt 5); immerhin war sie beliebtes Naziinstrument der »Propaganda und Volksaufklärung« gewesen. 11  




  Ein Beispiel für drakonische Strafandrohung ist Punkt 16, wonach das Zurückhalten des generell beschlagnahmten Benzins mit dem Tode bestraft werden soll. Und: Jeglicher Kfz-Verkehr ist genehmigungspflichtig. Diese Restriktionen gehen über die amerikanischen Anordnungen kurz nach Ende der Kampfhandlungen (StA III/425-6 Bl.10) hinaus; die Amerikaner brauchten offenbar die geringen deutschen Benzinvorräte nicht.




  Dass alle »Verordnungen bzw. örtlichen Anordnungen der amerikanischen Militärregierung« aufgehoben wurden (Punkt 6), will auf den ersten Blick verständlich erscheinen. Dies hatte aber weitreichende Folgen, weil damit auch die zugrunde liegenden Gesetze und Verordnungen, das lange vor Kriegsende von den Amerikanern geschaffene Besatzungsrecht, ersatzlos gestrichen waren. Zwar musste auch die AMR vor Ort und ad hoc Entscheidungen ohne geschriebene Rechtsgrundlage treffen, insgesamt aber beruhten grundlegende Befehle auf einem schon bei Einmarsch vorhandenen Besatzungsrecht (siehe Amtsblatt AMR).




  Damit waren die Militärs vor Ort an »Recht und Gesetz« gebunden, so drakonisch es im Einzelfall auch gewesen sein mag. Das hatte sich z. B. an der Bekanntmachung des Bürgermeisters vom 20. April (in der er natürlich nur Sprachrohr des Kommandanten war) gezeigt, wo als Rechtsgrundlage das  AMR-Gesetz Nr.52 »Sperre und Beaufsichtigung von Vermögen« mit seiner Ziffer 1 »Verbrechen und andere strafbare Handlungen« angezogen wurde. Der Willkür örtlicher Befehlshaber war damit Grenzen gesetzt. Dergleichen Rechtsgrundlagen hatten die Sowjets nicht geschaffen; deren Besatzungsrecht wurde erst allmählich mit Errichtung der SMAD am 6. Juni 1945 in Angriff genommen, was »unten«, auf örtlicher Ebene zu Rechtsunsicherheit und Willkür führte. Im Übrigen hatte das sowjetische Besatzungsrecht immer Befehls-, nie Gesetzescharakter. In einer Besprechung mit der Stadt am 25. Juli betont der Kommandant, dass damit auch alle in dem von den Amerikanern herausgegebenen Amtsblatt ergangenen Weisungen »ungültig« seien und »in Zukunft den Bestimmungen der russischen Militärkommandantur Folge zu leisten ist« (StA III/428-4 Bl.1), was im Rundschreiben Nr.10 der Stadt v. 17.8. verwaltungsintern bekannt gegeben wird.




  Es hat meines Wissens für das in Punkt 13 der Niederschrift verfügte Verbot einer Ausreise oder Flucht in eine andere Besatzungszone eine Rechtsgrundlage zu SBZ-Zeiten nicht gegeben. Gleichwohl: Für Rudolstadt hat die Teilung Deutschlands am 4. Juli 1945 begonnen. Allerdings hat dieses Verbot die Flucht in die Westzonen zwar be-, aber nicht verhindern können.




  Konsequent ist es in diesem Zusammenhang, wenn in Punkt 14 alle durch die AMR ausgestellten Reisebescheinigungen für ungültig erklärt werden; ausgenommen sind davon Fahrten zur Arbeitsstelle. (In einer weiteren Besprechung zwischen Stadt und SMA – Major Jeschow – am 31. August werden Reisen innerhalb Thüringens freigegeben, Reisen in die übrige SBZ bedürfen der Genehmigung durch die Kommandantur, solche in die Westzonen und in die Gebiete östlich der Oder und Neiße bleiben verboten (StA III/423-8 Bl.103)).




  An einem Punkt aber (Nr.12) bewegt man sich ganz in amerikanischem Fahrwasser: »Sämtl(iche) politischen Versammlungen und Vereinigungen sind verboten.« Dieses Verbot ist erstaunlich nicht so sehr des »amerikanischen Fahrwassers« wegen, sondern weil es nach dem schon am 10. Juni erteilten SMAD-Befehl Nr.2 erging, mit dem die Gründung »antifaschistischer Parteien« gestattet worden war, und die KPD bereits einen Tag später ihren Gründungsaufruf erlassen hatte, die SPD und auch die CDU schon gegründet waren und die Gründung der LDPD mit sowjetischer Erlaubnis unmittelbar bevorstand (5. Juli). Vor Ort musste offenbar erst die Gewähr geschaffen werden, dass sich wirklich nur »antifaschistische« Parteien gründeten und sich die Besatzungsherrschaft so weit stabilisiert hatte, dass man den Gründungsprozess überwachen konnte.




  Zuletzt heißt es lakonisch (Punkt 17): »Der Waffenbesitz wird mit dem Tode bestraft«. Die Ablieferung aller Waffen hatten bereits die Amerikaner befohlen. Es sollte sich aber herausstellen, dass auch weggeworfene, verscharrte Waffen ihren wirklichen oder vermeintlichen Vorbesitzern zum tödlichen Verhängnis werden konnten.




  Von diesen am 4. Juli erteilten Befehlen wurden tags darauf per Bekanntmachung des Bürgermeisters Zinkel acht der Bevölkerung per Anschlag mitgeteilt. Dieser lautete:




   




  

    [image: ]
 

  




  Nicht veröffentlicht wurden die Befehle, die die russischen Soldaten binden sollten, sowie die Verwaltung intern betreffende, auch nicht die Schließung der Ladentüren und das Verbot politischer Versammlungen und Vereinigungen. Beide dürften nur kurzfristig Bestand gehabt haben.




   




  2. Politische Weichenstellungen




  Der nächste Beleg einer Besprechung zwischen SMA und Stadtverwaltung datiert vom 23. Juli. Bis dahin waren aber schon weitreichende Eingriffe der Besatzungsmacht in die Verwaltungsspitze geschehen, zu denen es offenbar keiner Besprechungen bedurfte, allenfalls mit nicht in Erscheinung tretenden deutschen Gewährsleuten.




  Die wichtigsten politischen Weichenstellungen waren die Absetzung des Landrats Oskar Hertel am 10. Juli und die des Bürgermeisters Rudolf Zinkel am 19. Juli durch SMA, wobei man sich für die Absetzung Zinkels bereits des neuen Landrats bediente, ein deutliches Zeichen dieser die Zukunft bestimmenden »vermittelten« (durch die in Dienst genommene deutsche Verwaltung ausgeübte) Militärdiktatur. 12 


  Hertel hatte sich am 17. Mai zur Amerikanerzeit in einem Aufruf »An die Bevölkerung des Landkreises Rudolstadt« gewandt, worin er den Nationalsozialismus verdammt und gegen Verzweiflung und Not Mut zur Aufbauarbeit gemacht hatte (abgedruckt in Wilde, Rudolstadt S.34). Beider Amtsenthebung ist eine bezeichnende Wiederholung ähnlicher Vorgänge aus der Anfangsphase des Dritten Reichs: Zinkel wurde 1933 als Stadtbaurat unter dem Vorwand der »Unzuverlässigkeit« in den vorzeitigen Ruhestand versetzt. Hertel, schon damals Landrat des Kreises, wurde »Misswirtschaft« vorgeworfen. Den einsetzenden Repressalien entzog er sich im Juli 1933 durch den Antrag auf Versetzung in den Ruhestand. Beide hätten die Gewähr für eine wahrhaft demokratische Entwicklung in Stadt und Kreis geboten. Zinkel konnte seine Funktion als Stadtbaurat noch bis zum 10. September 1945 ausüben, bis er »in den Ruhestand zurücktritt«. SMA war so klug, für die Amtsenthebung beider keine Begründung zu geben (siehe Literaturverzeichnis: Krohn, Hertel und Bähring, Zinkel).  




  Beide Politiker mussten Kommunisten weichen. SMA setzte am 14. Juli als Landrat Paul Roth und am 19. Juli als Bürgermeister Fritz Jahn ein. Paul Roth war nach eigener Aussage langjähriger Berliner Stadtverordneter der KPD gewesen und hatte fast 30 Jahre in Berlin-Schöneberg gewohnt (KrA E 58 Bd.1989/1). SMA verzichtete also in Rudolstadt auf eine sonst oft geübte verschleiernde Praxis, einen »bürgerlichen« Landrat oder Bürgermeister durch einen kommunistischen Stellvertreter an die Leine zu legen. Das bekannteste Beispiel für diese Methode findet sich an der Spitze des Landes Thüringen: Dem ursprünglich der DP angehörigen Präsidenten Dr. Paul wurde als Vizepräsident mit weitgehenden Kompetenzen der Kommunist Busse beigeordnet. Stellvertreter des Landrats in Rudolstadt wurde Karl Ose (SPD). Damit waren Kreis und Stadt in voraussichtlich der SMA willfähriger Hand und es war für Klarheit gesorgt, wer das Sagen haben würde. Freilich hätten daran auch »bürgerliche« Spitzen nichts ändern können, wie die spätere Entwicklung im Land überdeutlich zeigte. Auch sie waren festgelegt auf die »antifaschistisch-demokratische Umwälzung«. Dies allerdings ist eine Feststellung ex post. 1945 war es keineswegs schon klar, dass die Besatzungsmacht unter Demokratie etwas durchaus anderes verstand als eine rechtsstaatliche parlamentarische Ordnung.




  Komplettiert wurde die Rudolstädter Herrschaftsriege durch die Ernennung von Kurt Koch (KPD) zum Beigeordneten (Vertreter des Bürgermeisters). Sie erfolgte offiziell am 31. Juli durch den Landrat, obwohl Koch bereits am 25. Juli im Protokoll einer Besprechung mit SMA als solcher bezeichnet wurde. Im Neunerausschuss/Stadtausschuss reklamiert der SPD-Vertreter diesen Posten nachträglich für seine Partei – ohne Erfolg (Niederschrift über die Sitzung des Stadtausschusses v. 3.8.1945, StA III/425-1 Bl.33). Die Auseinandersetzung über diese Frage lebte in der Sitzung v. 3.9. wieder auf (StA III/451-1 Bl.3). Schließlich wurde die SPD am 19.10 mit der Position eines zusätzlichen nebenamtlichen Beigeordneten »befriedigt« (StA III/425-1 Bl.108). Die Besetzung des Beigeordnetenpostens mit Kurt Koch ist, wenn von SMA nicht veranlasst, so doch »durchgedrückt« worden.




   




  3. Die Besetzung der Stadt durch die Truppen der Roten Armee




  Die Unterbringung von über 5000 Soldaten stellte die erste große Herausforderung für Stadtverwaltung und Bevölkerung dar. Zwar gab es nicht wenige von der deutschen Wehrmacht verlassene Kasernen, sie befanden sich aber teilweise in einem bombengeschädigten und darum nur eingeschränkt nutzbaren Zustand. Dies gilt vor allem für die durch den Fliegerangriff auf den Vorort Volkstedt am 10. April 1945 beschädigte Prinz-Eugen-Kaserne (StA III/423-8 Bl.80f), später im Volksmund schlicht »Russenkaserne« genannt. Sie musste »sofort« wiederhergestellt werden, wozu am 23. Juli eine Besprechung zwischen SMA einerseits (Kommandant Lebedew, Major Jeschow, ein Hauptmann) und Vertretern der Kreis- und Stadtverwaltung andererseits (LR Roth, Bgm. Jahn, Baurat Zinkel und Dipl.-Ing. Bähring) in den Räumen der Kommandantur stattfand; das Protokoll ist erhalten (StA III/423-8 Bl.82): Zur Beseitigung der Bombenschäden wurden von SMA 20 Maurer, 32 Zimmerleute und 300 (!) Hilfsarbeiter (Letztere sicher zu Aufräumungs- und Enttrümmerungsarbeiten) angefordert. Die Fachkräfte sollten von Zinkel namhaft und vom LR dienstverpflichtet werden. Die Fortdauer der Dienstverpflichtungen, aus der NS-Zeit wohlbekannt, stellt ein bemerkenswertes Kontinuum (neben manchen anderen) zwischen der Zeit vor und nach der »Befreiung« dar. Die Hilfsarbeiter sollten aus dem »Volksdeutschen Lager« rekrutiert werden. Ob dieses Lager zu diesem Zeitpunkt noch von aus der Bukowina repatriierten Volksdeutschen belegt war, die von den Nationalsozialisten »Buchenlanddeutsche« genannt wurden, oder bereits durch Ostflüchtlinge, lässt sich nicht mehr feststellen. Könnten die Arbeiter auf diesem Wege nicht beschafft werden, seien zu ihrer Gewinnung nicht lebensnotwendige Betriebe zu schließen, so SMA, auch der Abzug von Kräften aus der Thüringischen Zellwolle AG in Schwarza sei ins Auge zu fassen. Für den Fall der Arbeitsverweigerung ordnet Major Jeschow den Entzug der Lebensmittelkarten für die ganze Familie an, ein auch in der Zukunft beliebtes Disziplinierungsinstrument. 13 




  Seitens der russischen Offiziere wird betont, dass der Wiederaufbau der Kaserne neben dem »Ausbau des Löwens« (gemeint ist das Hotel) zum Offizierskasino Vorrang vor allen anderen Vorhaben genießt, auch gegenüber Arbeiten an der ehemaligen Luftwaffenkaserne im Rudolspark, der Reparatur des ehemaligen Heeresverpflegungsamtes in der Oststadt (jetzt Raiffeisenspeicher) und gegenüber sonstigen Anforderungen russischer Dienststellen und Offiziere. Trotz dieser Priorität sind die Arbeiten an der Prinz-Eugen-Kaserne auch im März 1946 noch nicht beendet (StA III/371-4). Zur Reparatur der Dächer wurden 10.000 qm Dachpappe benötigt. Bis Anfang Oktober konnte die Fa. Breternitz 1000 qm liefern. Zum Anfahren weiterer 3000 qm stellte SMA LKW zur Verfügung (StAIII/372-1). Im Übrigen wurden zum Materialtransport auch »Pferde und Fuhrwerke« zugesagt. Alle zivilen Bauanträge wurden unter den Genehmigungsvorbehalt der Kommandantur gestellt, sie hatten sicher hinter den Anforderungen an Material und Arbeitskräften für SMA zurückzustehen. 




  In einer weiteren Besprechung mit der Stadt am 25. Juli (StAIII/423-8 Bl.83) (städtische Teilnehmer waren Bürgermeister Jahn und Beigeordneter Koch) erfolgen zwei bemerkenswerte Modifikationen: Arbeitskräfteanforderungen russischer »Kommandodienststellen« bedürfen nun der schriftlichen Genehmigung des Kommandanten und – entgegen den Requirierungsbefehlen vom 23. Juli – dürfen Industrie und Landwirtschaft durch die Arbeitskräfteanforderungen »in ihrer Produktion nicht gestört werden«. Ungeregelt blieb die Frage, von wem die Arbeiter zu entlohnen sind. Überhaupt blieb die Bezahlung von Leistungen für die Besatzungsmacht ein monate-, ja jahrelang nicht oder unklar geregeltes Problem mit erheblicher Schädigung der ortsansässigen Firmen (s. u. Abschnitt IV.2). Die aufscheinende Sorge um ungestörte deutsche Produktion resultiert aus der Tatsache, dass die russischen Truppen voll durch deutsche Ressourcen zu versorgen waren, und später auch aus den Reparationsansprüchen der SU.




  Außer den Liegenschaften der Wehrmacht wie den Kasernen, dem Heeresverpflegungsamt und dem Torpedo-Arsenal Mitte (TAM) wurden weitere öffentliche Gebäude von SMA belegt: die Ludwigsburg, das ehemalige Finanzamt (die heutige Schillerschule), die damalige Schillerschule, das Parkrestaurant, das »Versorgheim« in Cumbach, das Gerichtsgebäude (durch NKWD und SMT) und das Schützenhaus (StA III/16-2 o.D.). Die Requirierung des Versorgungsheimes in Cumbach resultiert aus der Tatsache, dass es in der letzten Kriegsphase teilweise von der deutschen Wehrmacht beschlagnahmt und belegt war (StAII/8157/12 Bl.124).




  Russische Soldaten waren aber auch zusammen mit 25 ausgebombten Familien aus Volkstedt im ehemaligen Hermann-Göring-Heim in Cumbach untergebracht. Für die 40 Soldaten sollte ein separater Eingang geschaffen werden. Ob die Zusicherung, dass die Volkstedter Familien im Heim wohnen bleiben können, eingehalten wurde, ist fraglich, denn laut Anordnung von SMA sollte das Heim ab 1. August für weitere Rotarmisten freigemacht werden (StAIII/532-2 Bl.7). Der KPD-Bericht vom 20.September über die katastrophalen Wohnverhältnisse der Volkstedter Ausgebombten (die in Kellern, Ställen, und Waschküchen hausten) könnte eine Zwangsräumung indirekt bestätigen. Erst im Dezember 1946 wird es von SMA freigegeben, durch die Stadt in einen wieder bewohnbaren Zustand versetzt und von 140 »Neubürgern« bezogen (StAII/26-1, nach ThStARud. KR 352 aber schon ab 1.10.1946 erneut von Russen in Anspruch genommen). 1946 war auch das Karl-Liebknecht-Haus in Volkstedt mit Soldaten belegt (StAIII/806-8).




  Die sowjetische Kommandantur befand sich anfangs – wie vorher die amerikanische – im »Haus der Frau«, Marktstraße 1. Im September 1945 ist sie auch in der sog. Festen Burg, Mörlaer Straße, nachgewiesen (StA III/806-8 und III/10-2). Ab 20. September 1946 war ihr Hauptsitz das ehemalige Schwarzburgische Regierungsgebäude und spätere Landesfinanzamt in der Schwarzburger Straße (ThStARud. KR 350). Es ist anzunehmen, dass sie sich gleichzeitig auf mehrere der genannten Gebäude verteilte. So geht aus einem Bericht vom Januar 1948 hervor, dass das »Haus der Frau«, jetzt Thälmannstraße 1, erst im November 1946 als Kommandantur aufgegeben wurde (StAIII/202-5).




  Die persönliche »Residenz« des Kommandanten war die Villa Weinbergstraße 14. Das Haus soll sich bereits Mitte August in einem völlig heruntergekommenen Zustand befunden haben (StA II/25-4 Bl.187). Im Oktober wird es erneut von SMA belegt (ob durch den Kommandanten, ist nicht ersichtlich). Am 1. Dezember 1945 kann die »Antifaschistische Jugend« einziehen (StA II/25-4 Bl.200). Später dient es als städtischer Kindergarten (StA II/ 7654/12). – Das »Hotel zum Löwen« am Markt diente bis Februar 1946 als Offizierskasino (StAIII/147-6 und 372-1). Am 11.2.1946 begann nach Freigabe durch SMA wieder der zivile Hotelbetrieb. – Das städtische Wohnhaus Schloßstraße 12 ist (o. D.) als »russische Schule« nachgewiesen (StA III/202-5). Zur Unterbringung auswärtiger Schüler haben wahrscheinlich die »russischen Internatsräume« in der Nr.15 gedient. In der Nr.17 gab es einen russischen Kindergarten – dies alles Belege für die Tatsache, dass die sowjetischen Offiziere alsbald ihre Familien nachziehen lassen konnten (STA II/40-6 v. 28.6.1946) und sich die Rote Armee auf eine langfristige Besetzung einrichtete. Dazu passt die Notiz vom 3. Mai 1946, dass es auch ein russisches Kinderheim gegeben hat (StAIII/806-8).




  Der Raumbedarf für offizielle Einrichtungen der Roten Armee war so groß, dass selbst die Errichtung städtischer Wärmestuben erschwert war (Niederschrift Sitzung Stadtausschuss v. 14. August 1945, TOP 6, StAIII/ 451-1).




  Die Rote Armee »besiedelte« aber nicht nur Gebäude, sondern nahm auch Freiflächen in Anspruch. Die »Große Wiese« im Saalebogen wurde Weideplatz für eine offenbar größere Anzahl Pferde, für die im Marstall der Heidecksburg ein »Pferdelazarett« eingerichtet war (Wurm, Greifenverlag, S.84; nach Bommhardt, Heidecksburg, S.203f., waren auch die Stallungen im Jägerhof belegt.) Die Koppelung solcher Großvieheinheiten auf der Großen Wiese verunreinigte das im nahen Wasserwerk geförderte Trinkwasser. 14 


   




  Auch die jetzt nicht mehr existierende »Heuscheune« in der Nähe des Wasserwerks wurde von der Besatzungsmacht (zur Lagerung von Futtermitteln) genutzt, der benachbarte Sportplatz ebenso (StA III/807-11). – Außerhalb diente der Schießstand in Groschwitz der Armee (StA II/40-6). »Scharfschießen« gab es aber auch in der freien Landschaft, z. B. vom 1. bis 15. September 1945 am Flursteinweg/Tröbstal in der Gemarkung Cumbach (ThVZ v. 4.9.1945).




   




  4. Die Struktur der SMA




  Zur Struktur der SMA auf Kreisebene ist wenig bekannt. Wir wissen nur, dass Rudolstadt eine Kreiskommandantur 2. Ordnung war (Möller, Militäradministration, S.590). Diese verfügten über ca. 50 Planstellen für Militärs und 21 für Zivilangestellte. Von diesen Planstellen waren 1946 in Rudolstadt 11 durch Mitarbeiter der Stadtverwaltung entweder besetzt oder es waren 11 Stellen der Stadt in SMA verlagert (StA III/755-2). Das Kommando bestand aus dem Kommandanten (Oberstleutnant Lebedew) und zwei Stellvertretern, der Stab aus 13 Militärs. Der Chef des Stabs im Majorsrang war in Rudolstadt der oft erwähnte Major Jeschow. Dazu kam eine Unterabteilung für Zivilangelegenheiten, eine Abteilung für Wirtschaftsfragen, Unterabteilungen für Industrie, für Landwirtschaft (deren Leiter zumindest zeitweise ein Kapitän Sanejew war), für Handel und Versorgung, weiter Inspektoren, eine Gruppe für Planung und Erfassung und einen administrativ-wirtschaftlichen »Teil« (Möller, Militäradministration, S.582f.). Politoffizier war der in den Quellen häufig genannte Kapitän Trapesnikow. Als »Verbindungsoffizier« zur deutschen Polizei wird in der SED-Literatur ein »Freund und Genosse« Kapitän Wolkow genannt (Volkspolizei, S.11). Weitere in der Literatur genannte Namen sind die Majore Rudkin und Jussin sowie die Leutnants Silvestro und Smirnow (Wörfel, Brüder I, S.38). – Zu beachten ist, dass das NKWD und das SMT in diesen Zahlen nicht enthalten sind, sie unterstanden nicht SMA und operierten eigenständig.




  Für das Jahr 1945 sind »Unterkommandanturen« in Bad Blankenburg und Königsee nachgewiesen. 15 


   




  Oberstleutnant Lebedew ist möglicherweise 1946 als Kommandant von Major Rudkin abgelöst worden (so zu lesen in einem Rückblick der »Volkswacht« v. 20.6.1986).




  Binnen kürzester Zeit hatte die Rote Armee von der Stadt Besitz ergriffen, das amerikanische Besatzungsrecht außer Kraft gesetzt, alle militärischen und viele öffentliche Liegenschaften mit Beschlag belegt, mit ersten Befehlen das Regiment aufgenommen und vor allem durch die Besetzung wichtiger Ämter mit Kommunisten Stadt und Kreis dem Herrschaftsgebiet der SBZ gewissermaßen einverleibt. Der ebenfalls sofort einsetzenden Beschlagnahme vieler Privathäuser ist ein eigener Abschnitt gewidmet (IV.1.a).




  III. Die Entfaltung der Besatzungsherrschaft




  1. Befehlsstrukturen und Befehlswege




  In Ermangelung zentraler Instanzen und klarer Befehlswege »von oben nach unten« wurde die Besatzungsherrschaft anfangs – wie geschildert – sehr stark durch Besprechungen zwischen SMA und LK und/oder Stadt, also mündlich ausgeübt. Die Befehlsgewalt der örtlichen SMA war dabei sehr weitreichend und wurde in den Folgemonaten Zug um Zug an die Befehle von SMAD und SMATh gebunden.




  Die höchste Befehlsinstanz – zumindest formell – war im besetzten Deutschland allerdings der von den vier Siegermächten gebildete Alliierte Kontrollrat, der am 30. Juni 1945 in Berlin seine Tätigkeit aufnahm. Er übte die oberste Regierungsgewalt in allen Deutschland als Ganzes betreffenden Fragen aus. Nur in wenigen Fällen wurden seine Beschlüsse auf der örtlichen Ebene spürbar. Eigentliches Herrschaftsorgan für die SBZ war die am 9. Juni 1945 in Berlin-Karlshorst errichtete Sowjetische Militäradministration Deutschland (SMAD). Wenig später folgten die Militärverwaltungen für die (wieder geschaffenen) Länder und Provinzen. Am 9. Juli, also wenige Tage nach der Besetzung, wurde die Sowjetische Militäradministration Thüringen (SMATh) geschaffen, die ab 11. Juli in Weimar (im ehemaligen »Gauforum«) untergebracht war. Der in den Länderadministrationen angesetzte Vertreter des Chefs war als Verwaltungsleiter für die zivilen Belange, hier also für die thüringische Landesverwaltung, zuständig. In Weimar bekleidete dieses Amt Generalmajor Kolesnitschenko. – Die dritte Ebene der sowjetischen Hierarchie bildeten dann die Kreiskommandanturen am Sitz der jeweiligen deutschen Kreisverwaltung. Der Aufbau der Militäradministration war also der dreistufigen deutschen Verwaltungshierarchie angepasst. Allerdings gab es im »Reich« nach der Absetzung der Regierung Dönitz am 25. Mai durch die Briten keine Spitze mehr. Um sich aber einen direkten Ansprechpartner zu schaffen, errichtete SMAD am 27. Juli 1945 mit Befehl Nr.17 elf deutsche Zentralverwaltungen für die SBZ, womit die Symmetrie zwischen sowjetischer und deutscher Hierarchie hergestellt war. Auf jeder Stufe waren die deutschen Verwaltungen selbstredend Befehlsempfänger, die die Anweisungen gegenüber allen deutschen Institutionen und Organisation sowie der Zivilbevölkerung durchzusetzen hatten. Der erste und wichtigste Herrschaftsakt auf allen Ebenen war die Einsetzung der Spitze der jeweiligen deutschen Verwaltung, wie für Rudolstadt geschildert. Es dauerte einige Monate, bis sich die Strukturen auf beiden Seiten so weit gefestigt hatten, dass SMAD »durchregieren« konnte. Anfangs waren die ungeschriebenen Befugnisse der Länderadministrationen und besonders der örtlichen Kommandanturen erheblich. Es gab im Unterschied zu den Amerikanern (von wenigen Ausnahmen abgesehen) kein vorab formuliertes Besatzungsrecht, auf das man sich hätte berufen müssen. Die SMA agierte auf der unteren Ebene praktisch im rechtsfreien Raum. Erst allmählich verstanden sich die Kreiskommandanturen als gegenüber SMATh weisungsgebunden. Befehlsempfänger waren also nicht nur die deutschen Verwaltungen, sondern im Laufe der Zeit auch immer häufiger die untergeordneten sowjetischen Instanzen.




  Es kam durchaus vor, dass der »Befehlsweg« von der thüringischen Landesverwaltung zu den Kommunen durch die örtliche SMA unterbrochen wurde. So teilte der Leiter der Abt. Handel und Versorgung des LRA am 28.1.1946 auf einer Bürgermeisterversammlung im Ritterkino mit: »Die Kommandantur hat uns befohlen, nicht nach den Anweisungen der (scil. deutschen!) Landesverwaltung in Weimar zu verfahren, sondern nach den Anweisungen des Kreiskommandanten Rudolstadt« (KrA E 50). Die Befehlswege laufen auch nicht immer auf derselben Hierarchieebene. So kann SMATh durchaus unter Umgehung von SMA den Kommunen befehlen, allerdings nicht direkt, sondern mittels der thüringischen Landesverwaltung. 16 


   




  SMATh befleißigt sich sehr bald, die Befehle von SMAD punktgenau umzusetzen. Dabei kann die Wortwahl »in Übereinstimmung mit SMAD-Befehl Nr. …« aber eine Verschleierung der Tatsache sein, dass man sich gewisse Anpassungen an die landesspezifischen Verhältnisse erlaubt oder dass man die SMAD-Autorität betonen will. Der Bezug auf zugrunde liegende SMAD-Weisungen findet sich in vielen Befehlen von SMATh, aber durchaus nicht in allen (Beispiele u.a. in ThStARud. KR Nr. 77).




  Aber auch der Weg »von unten nach oben« kam vor. So fordert der Politoffizier Trapesnikow am 16. August 1945 die Stadt auf, bei der Landesverwaltung in Weimar Antrag auf Freigabe des örtlichen DAF- und sonstigen NSDAP-Vermögens zu stellen, wobei dessen Verwendung dann im Benehmen mit SMA zu erfolgen habe (StAIII/423-8 Bl.94). – Wie SMATh bezüglich SMAD berufen sich auch die deutschen Verwaltungen häufig auf die hinter ihnen stehenden Befehlsgeber, so z. B. der LR bei seinen Rundschreiben an die Bürgermeister auf SMA. Zum Zustandekommen von Befehlen auf der mittleren Ebene (Land Thüringen) hat Kolesnitschenko in seinen »Beiträgen zur Geschichte Thüringens« (siehe Literaturverzeichnis) auf S.109 Aufschlussreiches geschrieben: »Bereits von den ersten Tagen der Tätigkeit der Verwaltung der SMATh an wurde es so gehandhabt, dass wir die Leiter der deutschen Landesverwaltung, der Arbeiterparteien, Gewerkschaften und anderer gesellschaftlicher Organisationen einluden, bevor ein Befehl in einer wichtigen Angelegenheit gegeben wurde. Wir berieten uns mit ihnen, berücksichtigten ihre Meinungen und Vorschläge und erst danach wurden die Befehle formuliert … Auf diese Weise haben wir die sowjetische Besatzungspolitik durchgesetzt.« In unserem Zusammenhang interessiert uns weniger das schönfärberisch gezeichnete Regiment nach Gutsherrenart 17  , sondern die enge Kooperation mit den kommunistischen Spitzen, die man sich in Rudolstadt durchaus ähnlich vorstellen kann. Die »bürgerlichen« Parteien kommen bei Kolesnitschenko nicht vor und auch der »bürgerliche« Präsident Dr. Paul wurde bei Weisungen an die Landesämter nicht selten umgangen (ThStARud. KR Nr.135).  




  Primärer Befehlsempfänger von SMA in Rudolstadt war der LR Paul Roth (KPD), wenngleich es besonders anfangs auch direkte Befehlswege zur Stadt gab (siehe Abschnitt II).




  Die von den Nazis begonnene Militarisierung der Herrschaftsverhältnisse setzte sich in gewandelter Gestalt in der Besatzungszeit fort: Deutschland wurde von Offizieren regiert, war mithin eine Militärdiktatur, die man wegen der Instrumentalisierung der deutschen Verwaltung eine »mittelbare« nennen kann. Auf diese Vermittlung legte man seitens SMA insofern großen Wert, als Eingaben an die sowjetische Administration nur über deutsche Instanzen möglich waren, was hinsichtlich von Stadt und Kreis Rudolstadt bedeutete, dass alle Vorgänge über den LR zu laufen hatten (Mitteilung LR an die Bgm. im LK v. 29.9.1945, StAIII/423-8 Bl.13).




   Abschließend sei nochmals in Erinnerung gebracht, dass das NKWD und die SMT nicht SMAD unterstanden (siehe Weber, Justiz S.52).




   




  2. Bürokratie und Überregulierung




  Kennzeichen der sowjetischen Verwaltung waren auf allen Ebenen die Inszenierung einer übertriebenen Bürokratie und die Regulierung selbst peripherer Vorgänge, was einen erheblichen Druck auf die durch Kriegsverluste, Entlassungen (Nazis!) und unqualifizierte Neueinstellungen geschwächten deutschen Verwaltungen ausübte. SMAD ging dabei mit schlechtem Beispiel voran, indem es z. B. die Ablieferung der Zuckerrüben an die Zuckerraffinerien per Befehl regelte. 18 


   




  SMATh stand dem nicht nach. Beispiel dafür ist u. a. der Befehl Nr.43 v. 28.8.1945, der die Realisierung des Befehls Nr.9 SMAD v. 21.7.1945 dringlich machte, welcher die Wiederaufnahme der Produktion in den Betrieben zum 15. August befohlen hatte und sich in einer Fülle von Einzelanweisungen erging, was »untersucht« und »sichergestellt« werden musste (ThStARud. KR Nr.36). Die Besatzungsherrschaft war also trotz (oder wegen) ihres militärischen Charakters »Büro-Kratie«, die deutscherseits ebenfalls Bürokratie erzeugte. Allerdings muss man dabei die Annullierung vieler Rechtsvorschriften durch die Besatzungsmacht und die dadurch bedingte Handlungsunsicherheit auf deutscher Seite berücksichtigen. Es wurde damit erneut der Keim gelegt, »nach Vorschrift« zu arbeiten; eigenverantwortliche Ermessensentscheidungen waren im Normalfall nicht möglich und auch nicht erwünscht.




  Noch einschneidender dürfte der Befehl Nr.9 SMAD v. 21.7.1945 auf die Wirtschaft gewirkt haben, indem er allen Betrieben monatliche Fertigungsberichte auferlegt, in denen die Zahl der Beschäftigten, die Art der Erzeugnisse, der Energieverbrauch und die Gründe für die etwaige Nichterfüllung der Produktionsauflagen darzulegen sind (ThStARud. KR Nr.36), was 1946 mit der Forderung nach Monatsberichten über die Lagerhaltung (Zu- und Abgänge, Bestand) ergänzt wird (SMAD Befehl Nr.67 v. 6.3.1946, ebd.). Wirtschaftliche Initiativen werden nicht den Betrieben überlassen, sondern vorgeschrieben und durch Überregulierung zugleich gelähmt.




  SMATh gilt sogar als »Spitzenfabrikant« an Befehlen: Bis zum 26.Dezember 1945 hatte es 1380 (!) produziert, wozu eine unübersehbare Flut von »Schreiben«, »Verfügungen«, »Anordnungen«, »Anweisungen«, »Genehmigungen«, »Erlassen« usw. kamen (SBZ-Handbuch S.42f).




  Die Fülle der Befehle von SMAD und SMATh war 1949 selbst von den Thüringer Ministerien nicht mehr zu überblicken. Die Befehle waren häufig auch gar nicht »greifbar« (Schr. d. Landesbodenkommission an den Minister f. Versorgung v. 3.8.1949, ThStARud.*); entweder lagen sie nicht vor oder waren in der großen Masse nicht auffindbar. Die Bürokratie hatte sich verselbstständigt und die Beziehung zur Realität in Teilen verloren.
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jagungszone ift verboten.

Alle bisher erteilten Reijegenehmigungen mit

Ausnahme der fiiv Berufstitige find ungiiltig.

Die ift ab jofort auf

Alle werden
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bzw.
von Benzin wird mit dem Tode bejtraft.
RKein barf ofhne bes
ruffijpen KRommandanten im Berkehr jein.
Die Autogaragen find jofort zu jdliefen.
Der Waffenbefiy wird mit dbem Tode bejtrait.
Der Sify der ruffijden Militdrregierung befindet
fid) im ,$Haus der Frau“.
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Rubdoljtadt, den 5. Juli 1945.

Der Biirgermeisier
Zinkel






